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LKW-Struktur auf personenunabhängige Organisationsform zurückführen 
Unterschiedliche Auffassungen über Organisation der Liechtensteinischen Kraftwerke (LKW) - FBP für  zukunftsorientierte Regelung 

(G. M.) - Kann ein Mitglied des Ver­
waltungsrates der Liechtensteinischen 
Kraftwerke (LKW) gleichzeitig auch im 
operativen Bereich der Geschäftsleitung 
tätig sein? Verträgt sich diese Konstella­
tion mit den Anforderungen an eine Ge­
waltenteilung? Diese Fragen standen im 
Landtag im Vordergrund, als über einen 
Bericht der Regierung über die LKW-
Organisationsstruktur diskutiert wurde. 
Die FBP-Fraktion, welche die Interpel­
lation eingereicht hatte, stellte sich auf 
den Standpunkt, dass die derzeit perso­
nenabhängige Organisationsform mög­
lichst bald in eine personenunabhängige 
Struktur zurückgeführt werden müsse. 

Privatisierungen oder  Teilprivatisie­
rungen stehen derzeit  hoch im Kurs und 
sind auch in unserem Land durchführ­
bar, wie  die erfolgreiche Privatisierungs­
strategie d e r  Liechtensteinischen Lan­
desbank  beweist. D ie  Frage d e r  FBP-ln-
terpellation, o b  man sich auch eine volle 
ode r  teilweise Privatisierung de r  Liech­
tensteinischen Kraftwerke vorstellen 
könne, beantwortete  die  Regierung vor­
erst  abschlägig. 

In Verstaatlichung verharren 
Allerdings ging die Regierung d e r  Sa­

che  nicht a u f  den Grund,  sondern blieb 
bei de r  Darlegung ihrer  Argumente  a n  
d e r  Oberfläche. D ie  volkswirtschaftliche 
Verpflichtung, kostengünstigen St rom zu 

liefern, wie die Regierung in ihrem Be­
richt formulierte, könne  auch bei e iner  
Privatisierung festgeschrieben werden,  
mein te  e twa die FBP-Abgeordne te  D r .  
Rena t e  Wohlwend mit e inem Hinweis 
a u f  die  Privatisierung de r  Landesbank.  
«Bei d e n  L K W  zeichnet sich im Momen t  
noch ehe r  ab» ,  kritisierte sie, «dass man 
im gesicherten Zus tand  d e r  Verstaatli­
chung und des  Beamtentums verharren 
möchte.» Desha lb  sei sie skeptisch, o b  
die extern in Auftrag gegebenen A b ­
klärungen zu  e iner  positiven Beurtei­
lung d e r  Privatisierungsmöglichkeiten 
führen würden.  

Gewaltentrennung notwendig 
Landtagsvizepräsident O t m a r  Hasler  

legte d e n  Schwerpunkt seiner  Aus­
führungen a u f  die «zentrale Frage d e r  
Gewal tent rennung zwischen Geschäfts­
führung u n d  Verwaltungsrat», die  nach  
seiner Ansicht im Regierungsbericht 
und  in d e r  Praxis nicht eindeutig geklärt  
sei. Ungeachte t  de r  gesetzlichen Grund­
lage, erklärte e r  weiter, erscheine aus b e ­
triebswirtschaftlicher Sicht äusserst p ro ­
blematisch, wenn ein nebenamtl icher  
Verwaltungsratspräsident seine eigene 
Geschäftstätigkeit als. Vorsi tzender d e r  
Geschäftsleitung in  d e r  Folge a u f  Ver­
waltungsratsebene als Präsident  wieder 
begutachte,  überwache u n d  sanktio­
niere.  

Personenunabhängige Organisations-
forni 

Die Interpellanten legten in ihren 
Ausführungen dar ,  zumindest konnte  
dies aus dem Zusammenhang  herausge­
lesen werden,  dass die jetzige Konstella­
tion aus e iner  besonderen Situation her­
aus ents tanden sei, jedoch nicht auf 
Daue r  angelegt werden dürfe. In  e iner  
Not-  o d e r  Übergangssituation, betonte  
Vizepräsident O t m a r  Hasler, sei kurzfri­
stig in einer Unternehmung eine perso­
nenbezogene Aufgaben- und  Kompetenz­
zuweisung tolerierbar, doch müsse diese 
so rasch wie möglich wieder a u f  eine per­
sonenunabhängige Organisationsform 
zurückgeführt werden. «Aufgrund d e r  
Stellenbeschreibungen, d ie  umfassend 
die Aufgaben und Kompetenzen re­
geln», forderte er,  «müssen a u f  G e ­
schäftsleitungsebene sämtliche Stellen 
mit vollamtlichen, vertraglich fest ange­
stellten Personen besetzt werden.» Ins­
besondere  erfordere dies d ie  Verpflich­
tung, «wieder e ine  klare Gewal ten t ren­
nung  zwischen Verwaltungsrat und  G e ­
schäftsleitung herbeizuführen.» 

Keine Kontinuität 

Aus einem anderen Blickwinkel se tz te  
sich de r  FBP-Abgeordnete  Werner  O s -
pel t  für eine Neustrukturierung ein: D i e  
Kontinuität  des Unternehmens  sei nicht 

gewährleistet, weil alle vier Jahre ein 
neuer  Präsident gewählt werde. Nicht 
eine Bestellung durch den  Landtag, wie 
beim Verwaltungsrat vorgesehen, son­
dern  eine Ausschreibung in d e r  Öffent­
lichkeit sei für  eine Besetzung einer  der ­
artig wichtigen Stelle erforderlich. Auch 
e r  brachte Verständnis für e ine  Situation 
auf, die  ein vermehrtes Eingreifen de s  
Verwaltungsratspräsidenten erforderlich 
machen könnte, doch wollte e r  diese 
Tätigkeit  befristet sehen: D e r  damalige 
Verwaltungsrat habe  diese heutige Kon­
stellation nu r  als Übergangslösung b e ­
trachtet ,  so dass nicht einzusehen sei, 
dass eine Übergangsregelung institutio­
nalisiert werden soll. 

Auch d e r  Abgeordnete  Dr.  Gu ido  
Meier  (FBP)  stellte die Leistung des je t ­
zigen Verwaltungsratspräsidenten als ge­
schäftsführendes Verwaltungsratsmit­
glied nicht in Frage, doch bemerk te  e r ,  
dass die Organisation des  L K W  in eine 
Richtung gelaufen sei, die vom gelten­
den  Organisationsstatut nicht gedeckt  
werde: «Die  jetzige faktische Organisati­
on  und die Organisation gemäss Statut 
s t immen nicht überein und schaffen be­
triebswirtschaftlich und kontrollmässig 
eigenartige Konstellationen» - en tweder  
müsse das  Statut  an die faktische Orga­
nisation o d e r  die faktische Organisation 
an  das  S ta tu t  angepasst werden.  

Kulturelle Identität als bedeutsamer Weg zur Annäherung 
Eröffnung der Internationalen Tagung «Identität im deutschsprachigen Kultur- und Medienraum» - Bedeutung f ü r  einen Kleinstaat 

(G.M.) - Je kleiner ein Land ist, umso 
bedeutsamer ist das Thema Identität. 
Dies erklärte Regierungsrätin Dr. An­
drea Willi zur Eröffnung der Internatio­
nalen Tagung «Identität im deutschspra­
chigen Kultur- und Medienraum», die 
bis zum Freitag abend in unserem Land 
- mit teilweise öffentlichen Veranstal­
tungen - durchgeführt wird. 

Die Tagungsteilnehmer aus  allen 
deutschsprachigen Staaten und verschie­
denen  deutschsprachigen Regionen tra­
fen sich a m  Mittwoch mit tag im Bil­
dungshaus Stein-Egerta.  Tagungsleiter 
Dr. Ra lph  Kellenberger  erklärte, dass 
de r  Zweck  d e r  Tagung in  ers ter  Linie 
darin bestehe, die  deutschsprachigen 
Länder  und die Regionen im deutschen 
Kulturraum für  den  Austausch von In­
formationen übe r  Ideen u n d  Probleme 
zusammenzuführen.  

A l s  offizieller Vertreter  des  Europa­
rates sprach Botschafter  Dr. Josef Wolf, 
Ständiger Vertreter  des Fürs tentums 
Liechtenstein in Strassburg, ü b e r  Iden­
titätsfragen, mit  denen  sich d e r  Eu ropa ­
rat  seit längerer  Ze i t  beschäftige. E r  be­
zeichnete die kulturelle Identi tät  als ei­

nen wichtigen Weg z u r  Annäherung zwi­
schen den Ländern.  D e n  Zei tpunkt  der 
Tagung erachtete e r  als geschickt ge­
wählt, weil der  Europarat  derzeit ein 
ähnliches Symposium in Bratislava plant.  

D e r  Europara t  ist nach seinen Worten 
die älteste europäische Institution, die 
sich mit kulturellen Belangen in Europa  
beschäftigt. In diesem Zusammenhang  
übte  Botschafter Wolf Kritik a m  Verhal-

Eröffnung der Tagung «Identität im deutschsprachigen Kultur- und Medienraum» i m  
Bildungshaus Stein-Egerta durch Dr. Ralph Kellenberger und Botschafter Dr. Josef 
Wolf  (rechts), die wir im Gespräch mi t  Fiirstl. Rat  Robert Allgäuer u n d  Musikdirek­
tor Josef  Frommelt sehen. (Bild: Beat Schürte) 

t en  d e r  Regierung, die es aus finanziellen 
Erwägungen abgelehnt habe, dass Liech­
tenstein den Vorsitz einer Arbeitsgruppe 
ü b e r  Bildung und Kultur abgelehnt habe. 
E r  sprach von einer «verpassten Chan­
ce», denn ein Kleinstaat könne sich vor 
allem in kulturellen Fragen äussern und 
werde in diesem Bereich auch ernstge­
nommen. A m  Abend eröffnete Regie­
rungsrätin Dr. Andrea  Willi die Tagung 
im Rahmen einer öffentlichen Veranstal­
tung im Theater  am Kirchplatz. Unte r  
den zahlreichen Gästen befand sich der  
Präsident de r  Peter-Kaiser-Stiftung, Dr .  
Herber t  Batliner, sowie de r  Präsident des  
Kulturbeirates, Arnold Kind. Vor  einer  
öffentlichen Lesung mit Schriftstellern 
aus vier deutschsprachigen Staaten refe­
rierte Prof. Dr. Hermann Bausinger aus 
verschiedenen Perspektiven übe r  das  Ta­
gungsthema. E r  zeigte die verschiedenen 
Identitäten auf, die sich durch die Mobi­
lität d e r  Bevölkerung zu verwischen d ro­
h e n  und  deshalb nach neuen Formen su­
chen müssten. Eine wichtige Bedeutung 
kommt  nach seinen Ausführungen den  
elektronischen Medien zu, die  überall 
empfangen werden können.  

Die Teuerung sank im April auf 1,0 Prozent 
A u f  tiefstem Stand seit sieben Jahren - Stabilisierung auf tiefem Niveau erwartet 

Bern/Zürich ( A P )  Liechtenstein und 
die Schweiz gehören punkto Teuerung 
wieder zu den Musterknaben. Im April 
sank die Jahresrate auf 1,0 Prozent und 
erreichte den tiefsten Stand seit sieben 
Jahren. Eine Trendwende ist laut Exper­
ten auch langfristig nicht zu befürchten, 
sieht man vom einmaligen Preisschub 
wegen der Mehrwertsteuer ab. 

Nach Mitteilung d e s  Bundesamts  für  
Statistik (BFS) vom Mittwoch stellte 
sich d e r  Landesindex de r  Konsumenten­
preise im April  a u f  101,0 Punkte.  D a s  
entspricht e iner  Monats teuerung von  0,1 
Prozent.  Weil d e r  Index im Apri l  1993 
noch u m  0,3 Prozent gestiegen war,  ging 
d ie  Jahresteuerungsrate  weiter  zurück,  
und  zwar  von 1,3 Prozent  im März  auf  
1,0 Prozent  im April. Vor Jahresfrist h a t ­
te  die  Jahresteuerung n o c h  3,8 Prozent  
ausgemacht. Tiefer als j e t z t  w a r  d i e  
Teuerung letztmals i m  Mai  1987 gewe­

sen, als eine Rate von 0,9 Prozent  ermit­
telt worden war. 

Die  weitere Aufschlüsselung des  In­
dex '  zeigt, dass die Gruppenziffern für  
Gesundheitspflege sowie für  Verkehr  
und Kommunikation u m  j e  0,3 Prozent  
höher  lagen als im Vormonat. Rückläu­
fig w a r  de r  Index für Nahrungsmittel ,  
Ge t ränke  und Tabakwaren (- 0,1 Pro­
zent),  während jener für  Wohnungsmie­
te und Energie stabil blieb. Z u m  Anst ieg 
de r  Gesundheitskosten t rugen höhe re  
Spitaltaxen in mehreren Kantonen  sowie 
teurere  Medikamente und  d e r  Aufschlag 
d e r  Zahnarzttarife bei. Bei  Verkehr  und  
Kommunikation schlugen Preiserhöhun­
gen  für  Autos, Autoreparaturen u n d  G a ­
ragemieten zu Buche. Die  jüngste Ben­
zinpreiserhöhung wurde von d e r  Stati­
stik noch nicht erfasst. 

Nach  Herkunft  der Waren aufgeteilt,  
ergibt sich laut BFS eine hausgemachte  

Jahresteuerung von 1,9 Prozent ,  
während  die Importgüter  eine Preisre­
dukt ion um 1,4 Prozent  erfuhren.  Im  
Monatsvergleich blieben die Importgü­
t e r  a u f  d e m  gleichen Niveau, während 
die Inlandwaren u m  0,1 Prozent  teurer  
wurden .  

«Teuerung kein Problem» 

Die jüngste Teuerungszahl entspricht  
ziemlich genau  den  Erwartungen d e r  
Konjunkturfachleute. Bereits im Mai,  
wenn  die Mietpreise das nächste Mal er ­
fasst werden, könnte  die Jahresteue­
rungsrate die Ein-Prozent-Marke unte r ­
schreiten. Allerdings wird d e r  A b b a u  -
seit  Jahresbeginn fiel die Jahresteuerung 
stufenweise von  2,1 au f  1,0 Prozent  -
nicht m e h r  im gleichen Tempo weiterge­
h e n  können,  wie Martin Neff, Ö k o n o m  
be_i d e r  Schweizerischen Kreditanstalt,  in 
Zür ich  sagte. 

KOMMENTAR 
Eigentlich wollte die VU-Mehrheit im 

letzten Landtag die Diskussion über die 
LKW-Organisationsstruktur verhindern, 
doch als die FBP-lnterpellanten gemäss 
der Geschäftsordnung des Landtags den­
noch das Wort ergriffen u n d  eine sachge­
rechte, vor allem aber zukunftsgerichtete 
Strukturänderung an der LKW-Spitze 
forderten, hätten VU-Abgeordnete doch 
gerne mitdebattiert - doch der Z u g  war 
abgefahren, der Landtagspräsident Hess 
eine offene Diskussion nach der Mehr­
heitsabstimmung nicht mehr zu. Die VU-

Maulkorb-Politik 

Mehrheitspolitik hatte diesmal als Bume-
rang gewirkt, nachdem dieses Modell in 
den zurückliegenden Jahren meistens 
hervorragend funktionierte. Aufgrund 
des nicht sehr fundierten Regierungsbe­
richtes zur FBP-Interpellation über die 
Organisationsstruktur der Liechtenstein-
schen Kraftwerke (LKW)  versuchte die 
VU-Mehrheitsfraktion ein Ausbreiten der 
Mängel in der Öffentlichkeit z u  verhin­
dern. 

Als  die Einsicht zu  diesem Fehlverhal­
ten auftauchte, da war der «Maulkorb» -
wie es ein FBP-Abgeordneter formulierte 
- schon verpasst. Erinnerungen an frühe­
re Abstimmungen im Landtag wurden 
damit wach, als die VU-Mehrheitsfrak-
tion keine Skrupel zeigte, Anträge einfach 
abzulehnen. 

Eine Mehrheitspartei, die es nicht zu­
lassen will, dass über ein Sachgeschäft 
diskutiert wird, auch wenn sie über einen 
Mann aus den eigenen Reihen involviert 
ist in die Angelegenheit, strahlt nicht ge­
rade jene Souveränität aus, die f ü r  eine 
Partei mit dem Anspruch a u f  die Mehr­
heitsverantwortung von Bedeutung wäre. 
Unschön wirkt auch, dass in der heutigen 
Mehrheitspartei Kräfte mitwirken, die 
sich nicht in weiser Zurückhaltung üben, 
wenn es um die eigene Sache geht, wie das 
zu  den üblichen Gepflogenheiten der po­
litischen Kultur gehören würde. 

Jüngstes Beispiel ist der VU-Abgeord-
nete Egon Gstöhl, der sich als Direkti­
onsmitglied der Liechtensteinischen 
Kraftwerke (LKW)  bei einem LKW-
Traktandum zu Worte meldete. Wenn auf 
der einen Seite die Regierung u n d  offen­
sichtlich auch die VU-Fraktion den Über­
legungen f ü r  eine Teilprivatisierung der 
L K W  nicht viel abgewinnen kann, son­
dern die Nähe zwischen Strominstitut 
und Staat beibehalten möchte, dann wirkt 
der Einsatz eines Kadermitglieds f ü r  die 
Aufrechterhaltung des Bestehenden etwas 
deplaziert. 

Die Zurückhaltung in eigener Sache 
hatte allerdings vorher schon VU-Regie­
rungsrat Dr. Michael Ritter abgelegt, der 
bei der Debatte über die Festlegung des 
Beschäftigungsgrades (und damit auch 
der Besoldung) selbst das Wort ergriff. 
Was in einem Kaninchen-Verein ein Vor­
standsmitglied z u m  Ausstand veranlassen 
würde, bildet in der sich heranbildenden 
neuen politischen Kultur offensichtlich 
kein Hindernis mehr. Günther Meier 
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